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Das Ergebnis der Frage von gestern:
Soll bei zu viel Strassenlärm 
Tempo 30 gelten?

ANZEIGE

Mitwirkung schürt falsche Hoffnung
Basler versprechen sich vom Verfassungsartikel 55 mehr, als er tatsächlich beinhaltet

Von Tomasz Sikora

Basel. In der St.-Alban-Vorstadt schwelt
seit Längerem ein Konflikt zwischen
dem Bau- und Verkehrsdepartement
(BVD) und den Anwohnern. Die Pläne
des BVD, die Strasse, wie die Rittergasse
beim Münster, einzuebnen und die
Trottoirs abzuschleifen, stossen auf 
Widerstand, weil die Quartierbewohner 
einen Sicherheitsverlust fürchten.

Konflikte wie dieser häuften sich in
den letzten Jahren, weshalb die
Geschäftsprüfungskommission (GPK) 
des Grossen Rats den Umgang der
Behörden mit Artikel 55 der basel-städ-
tischen Kantonsverfassung rügt. Der
Artikel gesteht bei Veränderungen im
Quartier besonders betroffenen An-
wohnern eine «Mitwirkung» zu. Die
GPK schreibt: «Solche Fälle zeigen, dass 
mit dem Begriff ‹Mitwirkung› bei der
Bevölkerung falsche Hoffnungen 
geschürt werden.»

Auf die Frage, was unter «Mitwir-
kung» zu verstehen sei, antwortet Stadt-
entwickler Lukas Ott: «Gemäss Paragraf
55 der Kantonsverfassung soll die Quar-
tierbevölkerung in den Meinungs- und
Entscheidungsprozess der Behörden
einbezogen werden in Belangen, die sie
besonders betreffen. Das Vorgehen ist 
gemäss Verordnung, dass die zustän-
dige Behörde die Quartierbevölkerung
anhört.» Über dieses Verfassungszitat
geht Otts Antwort nicht hinaus. Was 
also unter «Mitwirkung» zu verstehen
ist, bleibt unklar.

Daniel Hofer, Sprecher des bei Mit-
wirkungen meistens zuständigen BVD,
erklärt auch nicht, was unter Mitwir-
kung zu verstehen ist. Er sagt lediglich,
wann diese aus Sicht des BVD nicht
möglich ist: «Eine Mitwirkung nach
Artikel 55 ist nur sinnvoll, wenn über-
haupt Handlungsspielraum bei Projek-
ten besteht, ansonsten weckt sie nur
unerfüllbare Hoffnungen.» Bei der
Umgestaltung der St.-Alban-Vorstadt
müssten gesetzliche Vorgaben, Sicher-
heitsnormen sowie die technischen
Gegebenheiten berücksichtigt werden.
Zudem würde der Entwicklungsricht-
plan Innenstadt gelten. Dieser lege fest, 
wie solche Vorstadtstrassen ausgestal-
tet sein müssen, erklärt Hofer.

CVP-Grossrätin und GPK-Mitglied
Beatrice Isler kritisiert den Umgang der
Behörden mit Artikel 55: «Der Artikel
weckt bei den Anwohnern falsche
Erwartungen. Es muss besser kommu-
niziert werden, wann eine tatsächliche
Mitentscheidung möglich ist und wann
betroffene Anwohner lediglich ange-
hört werden.» Wenn man nicht so vor-
gehe, entstehe Frust, so Isler.

Auch alt Grossrat Roland Stark (SP) 
äussert Kritik. Als ehemaliger Präsident
des Verfassungsrats hat er die Kantons-
verfassung mitausgearbeitet. Stark hält
fest: «In der Regierung, insbesondere 
im BVD, ist der erwähnte Artikel 55
noch nicht verinnerlicht worden. Jeden-
falls werden Sinn und Geist der
Bestimmung nicht begriffen.» Die Idee
des Artikels sei, Anwohner möglichst
früh einzubeziehen, so Stark. «Der
Runde Tisch kommt irgendwann, oft ist 
aber dann schon entschieden worden», 
erklärt er.

Umsetzen oder Abschaffen
Dass gemäss BVD eine Mitwirkung

nicht immer möglich sei, stellen 
Anwohner infrage. Claudio Bachmann
aus der St.-Alban-Vorstadt, sagt: «Der
Einwand des BVD mit den Sicherheits-
normen und Vorschriften dient nur als
Vorwand, um sich nicht mit jedem
Sonderwunsch der Anwohner ausein-
andersetzen zu müssen.» Unabhängig
davon, wie man Artikel 55 auslege,
könne es nicht sein, dass eine von 150
Anwohnern unterzeichnete Petition
gegen die Einebnung der St.-Alban-Vor-

stadt beim Kanton auf taube Ohren
stosse, sagt Bachmann. Ins gleiche Horn 
stösst Nadine Gautschi von der FDP 
Grossbasel Ost. Sie ist von der Ver-
schiebung beziehungsweise Aufhebung
der Tramhaltestellen Bruderholz und 
Airolostrasse betroffen. Gautschi: «Ich 
erlebe die Umsetzung des Artikels seit
2011 eins zu eins mit. Das BVD über-
geht kontinuierlich die Wünsche von 
uns Anwohnern.» Auch sie kritisiert den
Umgang mit Artikel 55: «Entweder man
setzt den Artikel um und bezieht die
Anwohner bei Entscheidungsfindungen
wirklich mit ein oder man lässt es gleich 
bleiben.» Ansonsten betreibe man gros-
sen Aufwand für Treffen zwischen
Anwohnern und Behördenvertretern, 
die letztlich doch nichts bringen wür-
den, so Gautschi.

Das Argument des BVD, wonach der
Spielraum oft eingeschränkt sei, lässt 
auch Gautschi nicht gelten: «Der Ermes-
sensspielraum, der ohne Zweifel be-
steht, wird ignoriert.»

Ähnliche Meinungen sind auch in
der GPK vertreten. FDP-Grossrat und
GPK-Mitglied Erich Bucher sagt: «Der
Artikel ist verwirrend. Geht es um echte 

Mitbestimmung oder lediglich um eine
Anhörung?» Falls Letzteres der Fall sei, 
solle man den Artikel streichen, meint 
Bucher und fügt an: «Eine Anhörung
muss nicht in die Verfassung.»

Teilweise Einsicht
Um die Situation zu verbessern,

empfiehlt die GPK eine «Anpassung der
Spielregeln» rund um Artikel 55 und
eine Klärung der «missverständlichen
Punkte». GPK-Mitglied Bucher konkreti-
siert: «Wir empfehlen, klarer zu machen,
was mit dem Begriff ‹Mitwirkung›
gemeint ist, und Anwohner auch dann
einzubeziehen, wenn der Spielraum
nach Ansicht des BVD klein ist.» Ferner
werde eine bessere Kommunikation
empfohlen: Anwohner sollen wissen,
wann sie mitwirken können und wann
sie lediglich angehört werden, so Bucher.

Zumindest betreffend Kommunika-
tion gelobt Stadtentwickler Lukas Ott
Besserung: «Wir werden künftig die
Unterscheidung zwischen Anhörungen
und weiterführenden Partizipationsver-
fahren für alle Beteiligten deutlicher
und den jeweiligen Handlungsspiel-
raum besser erkennbar machen.»

Was die Bevölkerung wünscht und die Behörden daraus machen

Verkehrskonzept Gundeli 
verfehlt Mitwirkung

Basel. Das Bau- und Verkehrsdeparte-
ment (BVD) wollte im 2013 im Gundeli
eine neue Verkehrsführung installieren. 
Die Buslinien hätten nicht mehr wie
heute auf Längsachsen wie der Dor-
nacher- oder der Gundeldingerstrasse
parallel, sondern im Zickzackkurs
durch weitere Quartierstrassen geführt
werden sollen. Ebenso wollte das BVD 
auf den Einbahnstrassen Dornacher- 
und der Gundeldingerstrasse Gegen-
verkehr einführen. Damals gab es 
gemäss Artikel 55 ein Mitwirkungsver-
fahren im Quartier. Allerdings haben
nur einige wenige Leute aus dem Quar-
tier an diesem Prozess teilgenommen. 
Bei ihnen stiess denn auch der Zick-
zackkurs der Busse wie auch der 
Gegenverkehr auf keinen Widerstand.
Dieser manifestierte sich dann erst, als
das Konzept konkret publiziert wurde. 
Interessengemeinschaften und Politi-
ker lancierten eine Petition, die rund
3000 Anwohner unterschrieben. Das 
BVD krebste zurück und beliess die
Verkehrsführung beim Alten. Im Nach-
hinein betrachtet hat das Mitwirkungs-
verfahren nicht funktioniert. mar

Widerstand gegen
Tramstation-Verlegung

Basel. Bereits 2013 äusserten 
Anwohner auf dem Bruderholz ihre 
Bedenken gegenüber der Umgestal-
tung der Tramhaltestellen. Das Bau-
und Verkehrsdepartement (BVD) plant, 
die Haltestelle Bruderholz um 70 Meter
in Richtung Westen vor die Kirche Bru-
der Klaus zu verschieben. Damit ent-
rückt das BVD die Station vom Quartier-
zentrum mit Bäckerei, Postfiliale und
Lebensmittelgeschäft. Da die Halte-
stelle so näher an die Station Airolo-
strasse zu liegen kommt, will das BVD
diese aufheben. Beides stösst bei der 
Bevölkerung auf Widerstand. Notwen-
dig sind die Anpassungen wegen des 
Behindertengleichstellungsgesetzes.
Allerdings sind Haltestellen in Kurven, 
wie die auf dem Bruderholz, mit die-
sem Gesetz wegen grösserer Ab-
stände nicht vereinbar. Neben einer
weiteren Quartierveranstaltung vor
ein paar Wochen hat die FDP Gross-
basel Ost eine Petition gegen die 
Umgestaltung lanciert. Genützt haben
weder Veranstaltungen noch Petition.
Die Stationen sollen, wie vom BVD 
angedacht, umgebaut werden. mar

Stadtteilsekretariat im 
Osten der Stadt

Basel. Im Gundeli will das Präsidial-
departement neben dem Stadtteil-
sekretariat Kleinbasel mit dem Stadt-
teilsekretariat Basel Ost ein weiteres
Büro installieren, an das sich die 
Quartierbevölkerung wenden kann. Die 
Stadtteilsekretariate sind mit Steuer-
geldern subventioniert und sollen der 
Verwaltung helfen, ihre Interessen in 
den Quartieren wahrzunehmen. Aller-
dings existieren in Basel Ost, welches
das Bruderholz, das Gundeli, das 
St.Alban, das Gellert sowie die Breite
zusammenfasst, bereits zahlreiche 
Neutrale Quartiervereine. Diese defi-
nieren ihre Rollen bereits als Schnitt-
stelle zwischen der Bevölkerung und
der Verwaltung. Sie basieren im 
Gegensatz zu den professionalisierten 
Stadtteilsekretariaten aber auf frei-
williger Arbeit. In Gesprächen mit den
Behörden haben die Neutralen
Quartiervereine der zuständigen Stadt-
entwicklung im Präsidialdepartement 
dargelegt, dass sie auf die Einrichtung
eines Stadtteilsekretariats verzichten 
solle. Die Stadtentwicklung tritt darauf 
aber nicht ein. mar

Begleitgruppe fordert
vergebens Tempo 30

Riehen. Die Hauptstrasse durch die
grössere der beiden Landgemeinden 
wird seit rund zwei Jahren saniert. 
Damit ist die Aeussere Baselstrasse
von der Stadt her nur in Richtung Lör-
rach befahrbar. Von Lörrach her wer-
den die Autos über die Zollfreistrasse
oder Riehen Ost umgeleitet. Dies sorgt
für Mehrverkehr und auch höhere 
Lärmbelastungen im Grenzacherweg, 
in der Bettinger-, der Rudolf-Wacker-
nagel-Strasse oder dem Kohlistieg. Die
für diese Strassen zuständige
Gemeinde Riehen und das Tiefbauamt 
des Kantons haben, um den Puls in der
Bevölkerung zu spüren, auch eine 
sogenannte Begleitgruppe ins Leben
gerufen, um mit den Anwohnern über 
den Fortschritt der Sanierung und über 
mit der Baustelle zusammenhängende 
Probleme zu diskutieren. Anwohner 
und der Quartierverein Riehen Ost 
haben bereits mehrere Male gefordert, 
das Tempo auf der Umleitungsroute 
von 50 auf 30 Kilometer pro Stunde zu
senken. Die Behörden wollen diesem
Begehren allerdings nicht nach-
kommen. mar

Felssturz war 
ein Unfall 
34-jährige Frau kam ohne 
Einwirkung Dritter ums Leben

Reigoldswil. Vor einer Woche stürzte 
in der Umgebung der Ruine Rifenstein
bei Reigoldswil eine 34-jährige Frau zu 
Tode. Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft haben ergeben, dass es sich um 
einen Unfall handelte. Eine Straftat
könne ausgeschlossen werden.

Wie die Baselbieter Staatsanwalt-
schaft gestern mitteilte, stürzte die Frau 
in der Nacht auf Dienstag, 10. Juli, ohne 
Fremdeinwirkung von einem Felsvor-
sprung und wurde dabei tödlich ver-
letzt. Weder die Obduktion noch die 
weiteren Abklärungen hätten Hinweise
auf eine Straftat geliefert. Demnach 
liege ein tragischer Unfall vor.

Zum Absturz war es um 1.20 Uhr
gekommen. Nach dem Unfall war die
Frau ins Spital geflogen worden, wo sie
ihren schweren Verletzungen erlag. Zu
den Gründen für den Aufenthalt der 
Frau auf einem Felsvorsprung mitten in 
der Nacht schreibt die Staatsanwalt-
schaft nichts. ch

Die Birs riecht 
nach Seife
Ursache noch unklar

Zwingen. Die Birs bot gestern Morgen
einen befremdlichen Anblick. Von Lau-
fen bis nach Grellingen trieben Schaum-
flocken auf der Oberfläche des Flusses.
Um 5.30 Uhr ging von Zwingen aus eine
Meldung beim Gewässerschutzpikett 
ein. Die zuständige Mitarbeiterin, kont-
rollierte daraufhin das Gewässer. «Die
letzten Schaumflocken waren in Grel-
lingen zu sehen», sagt sie zu BaZ. Was 
den Schaum verursacht habe, sei noch 
nicht bekannt. «Es könnte zum Beispiel 
sein, dass jemand unsachgemäss sein
Auto auf öffentlichem Grund gewaschen
hat.» Allerdings wäre es für eine Auto-
wäsche sehr früh gewesen. 

Natürlicher Schaum, wie er durch
Algen im Fluss entstehe, sei es aber
nicht. Der würde nämlich nicht nach
Waschmittel riechen, wie dies aktuell 
der Fall ist. Die Analyse des Schaums im 
Labor dauert nun zwei bis drei Tage.
Der Krisenstab hatte am Morgen ein
Wasserentnahmeverbot verfügt, dies
aber bereits am späteren Nachmittag
widerrufen. kha

Widerstand zwecklos. Anwohner der St.-Alban-Vorstadt wollen ihre Trottoirs behalten.  Foto Kostas Maros

Frage des Tages
Ist der Mitwirkungs-Artikel eine
Mogelpackung?

Die Verfassung räumt der Bevölkerung bei
Planungen eine Mitwirkung ein. Zu viel
erwarten darf man aber nicht. www.baz.ch

46% Ja
(163)

54% Nein
(191)

Keine natürliche Ursache. Die Birs 
zwischen Laufen und Grellingen.  Foto BUD
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Burger aus dem Reagenzglas
Basler Bell-Gruppe meldet Beteiligung an Start-up Mosa Meat – Gewinn fällt tiefer aus

Von Patrick Griesser

Basel. Künstliches Fleisch aus dem
Bioreaktor: Diesen Weg beschreitet die
Bell Food Group, wenn auch vorerst 
zaghaft. Der grösste Fleischverarbeiter
des Landes kauft sich mit zwei Millionen
Euro beim niederländischen Start-up
Mosa Meat ein. Das Basler Unter-
nehmen verspricht sich dadurch die
Möglichkeit, die Nachfrage nach Fleisch 
künftig auf nachhaltige Art und Weise
zu decken.

Das Ziel von Mosa Meat ist es, Res-
taurants und Supermärkte mit Burger-

Pattys aus künstlich hergestelltem Rind-
fleisch zu versorgen. Die ersten Burger
sollen in drei Jahren auf den Teller kom-
men. Mosa Meat peilt eine Zulassung in
mehreren europäischen Ländern an.
Anfangs sollen die Burger-Pattys in aus-
gewählten Restaurants angeboten wer-
den. Im Gespräch ist unter anderem
Zürich, wie Gründer Mark Post sagt.

Der Burger mit künstlich herge-
stelltem Fleisch war im Jahr 2013 erst-
mals verkostet worden. Der Geschmack 
sei nicht spektakulär gewesen, aber ein
guter Start, so Post. Inzwischen sei es
möglich, nicht nur Fleisch, sondern auch 

Fett durch Stammzellenentnahme zu
produzieren, was zu einer geschmack-
lichen Verbesserung geführt habe.

Insgesamt sammelte das Unterneh-
men bei seiner jüngsten Finanzierungs-
runde etwa 7,5 Millionen Euro ein. Damit
sichert sich Mosa Meat die nächste
Forschungsperiode bis 2021, wie Bell 
mitteilte.

Aktienkurs fällt stark ab
Die Bell Food Group konnte gestern 

jedoch nicht nur mit positiven Nach-
richten aufwarten. Die Basler rechnen
für das erste Halbjahr mit weniger

Gewinn. Nach 65 Millionen Franken
Betriebsgewinn im ersten Halbjahr des
Vorjahres werden von Januar bis Juni
2018 rund zehn Millionen Franken 
weniger aus dem operativen Geschäft in
der Kasse hängen bleiben. Die Gründe
sind vor allem bei höheren Absätzen in
margenschwächeren Sortimenten sowie
bei verschiedenen Preisnachlässen zu
suchen, wie ein Bell-Sprecher der Nach-
richtenagentur SDA sagte. 

Der Aktienkurs der Bell AG reagierte 
auf die Nachricht stark negativ: Das 
Papier verlor im Tagesvergleich über
zehn Prozent. Seite 7

Fast neu und doch uralt

Verbindung in die Vergangenheit. Die Chauvet-Höhle in Südfrankreich ist der
weltweit bedeutendste Fundort von Höhlenmalereien und Ritzzeichnungen.
Besuchern bleibt der Zutritt zu ihr allerdings verwehrt, weswegen 2015 in der 
Nähe eine exakte Kopie eröffnet wurde. Die Nachbildung erfreut sich grosser 
Beliebtheit. Inzwischen haben rund 1,5 Millionen Menschen aus 140 Ländern den 

Weg an die Ardèche auf sich genommen, um zu sehen, was Künstler der Aurigna-
ciens vor rund 32000 Jahren an die Wände gezeichnet haben. Auch diesen
Sommer hat die «Höhle der vergessenen Träume» eine enorme Anziehungskraft. 
Die Bezeichnung stammt aus dem gleichnamigen Dokumentarfilm des Filme-
machers Werner Herzog. hws  Foto Patrick Aventurier /Caverne du Pont d’Arc Seite 2

Mandelas Erbe
ist gefährdet
Heute wäre der Freiheitskämpfer 
100 Jahre alt geworden

Johannesburg. Der einst von Nelson
Mandela angeführte Kampf gegen die
Diskriminierung von Menschen ande-
rer Hautfarbe muss nach Ansicht des
früheren US-Präsidenten Barack Obama
weitergeführt werden. Solche Diskrimi-
nierung sei sowohl in den USA als
auch in Südafrika weiter Tatsache,
sagte Obama gestern in Johannesburg
bei einer Rede zu Ehren des Anti-
Apartheidkämpfers Mandela.

Der 2013 verstorbene Friedens-
nobelpreisträger Mandela wäre heute
100 Jahre alt geworden. 1990 wurde
der damals berühmteste politische 
Gefangene der Welt in die Freiheit ent-
lassen und begann, seinen Traum eines
farbenblinden, freien Südafrikas umzu-
setzen. Doch kaum fünf Jahre nach Nel-
son Mandelas Tod ist sein Erbe mehr
denn je gefährdet. SDA/lam Seite 6

Mitwirkung präzisieren
Basler Grossrätin will Verfassungsartikel anpassen

Von Martin Regenass

Basel. Der Artikel 55 der Basler Ver-
fassung schürt bei der Bevölkerung
offenbar falsche Hoffnungen. Zu die-
sem Schluss kommt die Geschäfts-
prüfungskommission des Grossen Rats. 
Ein Grundproblem an dem Mitwir-
kungsverfahren ist offenbar, dass die
Bevölkerung teilweise gar nicht weiss, 
ob es sich bei Informationsanlässen 
der Behörden um verbindliche Mit-
wirkungsverfahren oder nur um unver-
bindliche Informationsveranstaltungen 
handelt. 

Diese Problematik zeigte sich erst
letzten Mai an zwei Anwohnerver-
anstaltungen des Bau- und Verkehrsde-
partements (BVD). Bei der einen ging es
um die Verlegung der Tramhaltestelle
Bruderholz, bei der anderen um die
Umgestaltung der St.-Alban-Vorstadt,
wo die Trottoirs abgeschliffen werden

sollen. Ein Grossteil der rund 75 An-
wohner wehrte sich in ihren Voten in
den Räumlichkeiten des BVD gegen 
diese Plafonierung der Strasse.

Wie SP-Grossrätin und Bewohnerin
der St.-Alban-Vorstadt, Lisa Mathys, sagt,
habe es in der «Dalbe-Vorstadt» aller-
dings gar kein Mitwirkungsverfahren 
gegeben. Es habe sich um eine reine 
Informationsveranstaltung gehandelt.
Die Behörden bestätigen diesen Sach-
verhalt auf Anfrage. Gemäss Mathys 
mache ein Mitwirkungsverfahren hier
auch keinen Sinn, weil Baunormen
und das Gestaltungskonzept Innenstadt
dem BVD kaum Spielraum einräumten,
um auf die Wünsche der Bevölkerung
einzugehen.

Damit sich die Bevölkerung genau
in solchen Fällen nicht missverstanden 
fühlt, prüft Mathys nun einen Vorstoss
im Grossen Rat, um die Umsetzung des
Artikels 55 zu präzisieren. Seite 15

Stadtflitzer auf 
zwei Rädern
Velovermietung Pick-e-Bike ist 
in Basel gut gestartet

Basel. In einer Stadt, die für Fuss-
gänger, Velofahrer und ÖV stets gross-
zügiger und für Autofahrer immer 
enger wird, und zu einer Zeit, in der es
immer pressiert und das Smartphone
der ständige Begleiter ist, muss dieses
Angebot funktionieren: Pick-e-Bike ver-
mietet E-Bikes, die beliebig in der Stadt
und einigen Agglo-Gemeinden verteilt
sind und die über eine Handy-App
geortet und spontan gemietet werden
können. Abgerechnet wird nach Zeit.

Vor zwei Monaten sind die Partner
BLT, EBM und BKB mit 250 Elektrovelos 
gestartet, inzwischen haben sich schon
5000 Personen auf der Plattform regis-
triert, und täglich werden 500 Fahrten 
absolviert. Die Partner sind zufrieden,
die Kunden auch. Bemängelt wird aller-
dings der hohe Mietpreis bei regel-
mässiger Nutzung. ch Seite 15

UBS gewinnt
Kunden vor Ort
Neue Geschäftsstelle auf dem 
Gelände von Roche geplant 

Basel. Die UBS wächst in der Region
Basel. Die Grossbank konnte im ersten
Quartal mehr als 1500 neue Kunden
gewinnen, wie der Chef der UBS in der
Schweiz, Axel Lehmann, der BaZ sagte:
«Das ist enorm und entspricht aufs Jahr 
gesehen der Grösse eines mittleren Dor-
fes. Gerade bei den jüngeren Kunden ist
die Marke UBS wieder hip geworden.»

Die UBS weitet denn auch ihre 
Präsenz vor Ort aus: Die Bank wird 
künftig bei beiden grossen Basler 
Pharmakonzernen eine eigene Ge -
schäftsstelle unterhalten. Nach Novartis
– die UBS ist bereits seit 2013 auf dem
Novartis-Campus vertreten – hat auch 
Roche der Bank den Zuschlag für eine
Aussenstelle erteilt. UBS-Regionaldirek-
tor Samuel Holzach sieht den Entscheid
von Roche als Beleg für die regionale
Verankerung. pg Seite 3

International
«Ein Missverständnis». Donald Trump
krebst nach heftiger Kritik zurück und
räumt die russische Einmischung in die 
US-Präsidentschaftswahl ein. Seite 6

Wirtschaft
Rückgang. Die BLKB hat im ersten
Halbjahr den Druck im Zinsengeschäft 
zu spüren bekommen. Sie hat unter 
dem Strich weniger verdient. Seite 7

Machtkampf. Auf den bisherigen 
Verwaltungsratspräsidenten Ren
Jianxin beim Agrochemiekonzern
Syngenta folgt Ning Gaoning. Seite 8

Kultur
Musikerfamilie. Rufus Wainwright 
spricht über seinen Auftritt am 
Sonntag am «Stimmen», seine Oma 
und Ernsthaftigkeit. Seite 11

Basel
Sensation. Das Basel Tattoo
wartet einmal mehr mit Formationen
der Extraklasse auf. Seite 16

Revolution. Das Pavillon-artige
Schulhaus auf dem Bruderholz war 
1939 bahnbrechend. Seite 17

Migration. Ein Viertel der Patienten 
in der Psychiatrie Baselland sind 
Zugewanderte. Seite 19

Schweiz
Vorrang. Eine Stiftung fordert Firmen 
auf, ihr offene Stellen zu melden, prüft
die Rechtslage und schlägt geeignete 
Sozialhilfebezüger vor. Seite 4

Tatort Bundeshaus. Helmut 
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Das Ergebnis der Frage von gestern:
Ist der Mitwirkungsartikel
eine Mogelpackung?

Mitwirkung genauer definieren
SP-Grossrätin Lisa Mathys überlegt sich einen Vorstoss zur Präzisierung von Artikel 55 

Von Martin Regenass

Basel. Rund um den in der Verfassung 
festgeschriebenen Artikel 55 ist in Basel 
eine Diskussion in Gang gekommen. 
Dieser Artikel soll der Quartier-
bevölkerung eine «Mitwirkung» garan-
tieren bei Belangen, welche die 
Anwohner «besonders betreffen». Die 
Geschäftsprüfungskommission des
Grossen Rats (GPK) hat die Umsetzung 
dieses Paragrafen in ihrem jüngsten
Bericht gerügt. Die Kommission
bemängelt, dass solche Mitwirkungs-
verfahren bei der Bevölkerung «falsche
Hoffnungen» wecken könnten. 

Die BaZ hat gestern an einigen Bei-
spielen aufgezeigt, wo sich die
Bevölkerung missverstanden fühlt. Dar-
unter befindet sich die St.-Alban-Vor-
stadt, wo das Bau- und Verkehrsde-
partement (BVD) entgegen der Mei-
nung und einer Petition aus der 
Bevölkerung die Trottoirs abschleifen
und die Fahrbahn durchgehende flach
gestalten will. An einer Veranstaltung 
mit rund 75 Quartierbewohnern im Mai 
äusserten Anwohner gegenüber Ver-
tretern des BVD ihre Vorbehalte wegen
der Umgestaltung. Unter anderem
fürchten sie um ihre Sicherheit, wenn
sie aus ihren Häusern treten und gleich
auf der Strasse stehen und nicht wie
heute auf einem Trottoir vor Auto- und
Velofahrern sicher sind.

SP-Grossrätin Lisa Mathys wohnt
ebenfalls in diesem Quartier und kennt
die Verhältnisse in der St.-Alban-Vor-
stadt. Gegen die Darstellung einiger 
Anwohner, dass auch die Familien mit
Kleinkindern in der Strasse gegen das
Abschleifen der Trottoirs seien, wehrt 
sich die Mutter von drei Kindern: «Es
sind offenbar einige Einwohner, aber
sicher nicht alle, gegen das vorgesehene
Gestaltungskonzept.» Die Trottoirs
seien heute teilweise derart schmal, 
dass man nicht einmal einen Kinder-
wagen darauf schieben könne.

Dieses Beispiel der Umgestaltung
zeigt gemäss Mathys die Problematik
des Artikels 55 und die Verwirrung
darum auf. So habe es sich bei der Ver-
anstaltung zwischen dem BVD und den
Anwohnern der St.-Alban-Vorstadt im

Mai gar nicht um eine Veranstaltung im 
Rahmen des Mitwirkungsartikels 55
gehandelt, sondern vielmehr um eine 
Anwohnerinformation, in der das BVD
die Umgestaltung erklärte. Die zustän-
dige Behörde bestätigt denn auch, dass
in der St.-Alban-Vorstadt kein Mit-
wirkungsverfahren, sondern einzig eine
Anhörung der Anwohner stattgefunden 
habe.

Wenig Spielraum für BVD
Für Mathys ist klar, weshalb bei der

Umgestaltung der St.-Alban-Vorstadt
ein Mitwirkungsverfahren wenig Sinn
macht: «Der Spielraum des BVD, um
auf Wünsche der Anwohner einzu-
gehen, ist in diesem Fall viel zu klein.»
So dürften derart schmale Trottoirs 
wegen der heutigen Baunormen gar 
nicht mehr gebaut werden. Gesetzliche
Vorgaben gelte es zu erfüllen. Ebenso
sei das BVD an das Gestaltungskonzept 
Innenstadt gebunden. Dieses hat seit
rund drei Jahren Gültigkeit und
schreibt behördenverbindlich vor, wie
Strassen, Gassen und Plätze sich lang-

fristig zu entwickeln und auszusehen
hätten.

Ähnlich schätzt Mathys die von der
BaZ als Beispiel angeführte Verlegung
der Tramhaltestelle Bruderholz um 70
Meter in Richtung Kirche Bruder Klaus
ein – als Folge davon wird die Halte-
stelle Airolostrasse aufgehoben. Laut 
den Behörden hat auch hier kein Mit-
wirkungsverfahren nach Artikel 55
stattgefunden. Vielmehr hätten zwei
Treffen zwischen dem BVD und der
Quartierbevölkerung Anfang Mai 2018
und bereits 2013 den Charakter einer
Informationsveranstaltung. Mathys:
«Das BVD muss hier das Gleich-
stellungsgesetz für Behinderte um-
setzen. Dies ist an der bestehenden
Haltestelle Airolostrasse nicht möglich.
Daher wäre ein Mitwirkungsverfahren 
auch in diesem Fall nicht sinnvoll.»

Artikel 55 ausformulieren
Eine grosse Schwierigkeit sieht die

Politikerin im Mitwirkungsartikel darin,
dass unzufriedene Leute sich natur-
gemäss erst im Nachhinein äusserten 

und während des Verfahrens schweigen
würden. Das war beispielsweise beim
Verkehrskonzept Gundeli der Fall. Dort
kam Opposition gegen einen Zickzack-
kurs des Busses durchs Quartier und
das Fahren auch in Gegenrichtung auf
der Dornacher- und Gundeldinger-
strasse erst auf, als die Mitwirkung
abgeschlossen war. Erst hinterher
wurde das Quartier richtig aktiv und
lancierte eine Petition gegen das Vor-
haben, die das BVD dann fallen liess.

Mathys hält eine Ausformulierung
des Artikels 55 für «eine gute Idee».
«Man müsste irgendwie definieren, in 
welchen Bereichen die Bevölkerung
mitreden kann und in welchen nicht. 
Das ist vor allem dort der Fall, wo die
Verwaltung Gestaltungsspielraum hat.»
So etwa bei Parks oder Spielplätzen.
Weniger bei Projekten, wo über-
geordnete, verbindliche Normen und
Gestaltungskonzepte vorhanden seien.
Mathys überlegt sich, einen Vorstoss in
diese Richtung zu machen, um vorzu-
sondieren, ob der Verfassungsartikel
präzisiert werden könne.

Kommentar

Ein typischer 
Gummiartikel
Von Thomas Gubler

Artikel 55 der basel-städtischen
Kantonsverfassung tönt zweifellos
gut: «Der Staat bezieht die
Quartierbevölkerung in seine Mei-
nungs- und Willensbildung ein,
sofern ihre Belange besonders 
betroffen sind.» Viel wert ist er aller-
dings nicht. Zu unbestimmt ist sein
Wortlaut, als dass jemand davon 
Rechte für sich ableiten könnte. Es
beginnt damit, dass niemand so
genau weiss, was unter «ein-
beziehen» zu verstehen ist. Ein Info-
abend mit anschliessender Dis-
kussion ist durchaus eine Form von
Einbezug. Auch der Begriff
«Anhörung» als Interpretation hilft 
nicht weiter. 
Und dann wird das Ganze noch rela-
tiviert, indem die Mitwirkung nur
dann nötig ist, wenn die Belange der
Quartierbevölkerung «besonders 
betroffen» sind. Wann dies der Fall
ist, ergibt sich auch nicht aus dem
Verfassungstext. Mit andern Worten:
Da besteht so viel Interpretations-
bedarf, dass man von einem Gummi-
paragrafen sprechen muss.
Dass eine solche Verfassungsnorm fal-
sche Erwartungen weckt, liegt auf der
Hand. Auch dass die Geschäfts-
prüfungskommission irgendwann ihr
Unbehagen äussert und Politiker von 
einem fehlenden «Verinnerlichen» 
sprechen, erstaunt nicht. Nur, wie soll
jemand etwas verinnerlichen, von 
dem man nicht weiss, was es ist?
Hier hilft nur eine Konkretisierung
der Begriffe, der Mittel und der
Anwendungsfälle in einem Aus-
führungsgesetz weiter. Sonst kann
man den Paragrafen auch gleich 
streichen. thomas.gubler@baz.ch

Mit dem Rolls-Royce unter den E-Bikes auf Spritztour
Elektrovelo-Sharing von BLT, BKB und EBM entwickelt sich wunschgemäss – Ergänzung durch E-Scooter steht kurz bevor

Von Christian Horisberger

Basel. Das Teil geht ab. Aus dem Stand
auf 35 Stundenkilometer in null Komma
nichts. Man braucht bloss daran zu den-
ken, in die Pedale zu treten, und das
Zweirad flitzt lautlos durch den Stadt-
verkehr. Eine Spritztour mit einem
E-Bike Stromer ST2, dem Rolls-Royce
unter den E-Bikes, ist das reinste Ver-
gnügen.

Perfekt ist die Fahrt durch Basels
Strassen, weil man das Edel-Elektrovelo
hier auch geniessen kann, ohne mehr 
als 6000 Franken dafür hingeblättert zu
haben. Mit Pick-e-Bike kostet der Fahr-
spass lediglich 25 Rappen pro Minute. 
Das Elektrovelo ist ausgeliehen; Pick-e-
Bike ist der Basler Veloverleih ohne fixe 
Standplätze. 

Was es braucht, um den City-Flitzer
zu fahren, ist ein Fahrausweis, ein
Handy, eine Kreditkarte und eine
knappe halbe Stunde für die Anmel-
dung. Die Pick-e-Bike-App fürs Smart-
phone zeigt auf einer Karte mit roten 
Punkten die Standorte der 250 in der
Stadt und Agglomeration willkürlich 
verteilten Mietvelos. Alles andere ist 
selbsterklärend, vom Reservieren bis
zum Auffinden des Velos bis zum Auslö-
sen der effektiven Miete – auch das mit
einer Berührung des Handy-Displays.

Am 17. Mai gingen die Baselland
Transport AG (BLT), die Basler Kanto-
nalbank (BKB) und die Elektra Birseck 
Münchenstein (EBM) mit dem Pick-e-
Bike an den Start. Das Angebot habe
erwartungsgemäss eingeschlagen, sagt
EBM-Geschäftsleitungsmitglied Tho-

mas Eglin. Die Werte des Businessplans
hätten bisher erreicht werden können.
Bereits 5000 Personen seien auf der 
Plattform registriert, täglich würden 
rund 500 Velos ausgeliehen. Die Rück-
meldungen der Kunden auf den Social-
Media-Plattformen seien gut.

Von Catch-a-Car gelernt
Tatsächlich geben Kunden dem Ser-

vice auf Facebook häufig vier oder fünf
von fünf Sternen. Kritik gibt es verein-
zelt wegen technischer Probleme mit
den E-Bikes und öfter wegen der Kos-
ten: Nutzt man den Dienst regelmässig,
gehts bei Mietkosten von 15 Franken
pro Stunde auf Dauer ganz schön ins
Geld. Einzelne Stimmen wünschen sich 
deswegen für Vielfahrer Freiminuten.

Dass die Miete nicht ganz billig ist,
liegt auch am Unterhalt: Sobald die
Akkus einen Ladestand von unter 25 
Prozent an die Zentrale funken, rücken 
Service-Leute mit aufgeladenen Batte-
rien aus. Sie sorgen auch dafür, dass die
Stromer jederzeit verkehrstüchtig sind. 
Nicht zu vergessen die Anschaffungs-
kosten: Das Stromer ST2 ist ein in der
Schweiz entwickeltes Premium-Pro-
dukt mit allem Drum und Dran. Der 
Elektromotor mit 800 Watt Leistung,
und einem Drehmoment von 40 New-
tonmetern ist auf 45 km/h ausgelegt, 
aber auf 35 gedrosselt – um das Unfall-
risiko ungeübter Velofahrer zu senken,
erklärt Thomas Eglin. Die Ausstattung 
umfasst LED-Licht, Schutzbleche, breite 
Reifen gegen Tramschienen-Einfädler 
und im Körbchen auf dem Gepäckträger
den für Velos dieser Kategorie obligato-

rischen Helm. Via Velocomputer kann
das Stromer digital vernetzt werden – 
die Basis für das Free-Floating-System
ohne fixe Standorte. 

Vieles haben die Macher von Pick-e-
Bike bei Catch-a-Car abgeschaut, einer
Tochter-Unternehmung des Auto-Teilet-
Pioniers Mobility, die vor vier Jahren in
Basel startete. Suchen, finden und mie-
ten erfolgt über die App auf dem Handy,
abgerechnet wird nach Zeit und über
Kreditkarte. Die Autos können beliebig
in der blauen Zone oder auf wenigen 
reservierten Parkplätzen abgestellt wer-
den. Einziger Unterschied: um Zugang
zum Auto zu erhalten, benötigt man

eine «Member Card» – gegen eine im
Voraus zu entrichtende Gebühr von 25
Franken – oder den «Swiss Pass» der
SBB. Und mit 38 Rappen pro Minute ist
der Kleinwagen teurer als das Velo. 

Doch zurück auf zwei Räder: Die
Pick-e-Bike-App ist selbsterklärend. Wer 
es schafft, mit einem Smartphone einen
Anruf zu tätigen, kann auch ein Stro-
mer ausleihen. Die einzige Schwäche
des Systems ist der Faktor Mensch: Es
funktioniert nur, wenn sich die Benüt-
zer an die Regeln halten. Heisst: nicht 
mit einem eigenen Schloss abschliessen
und nicht hinter verschlossenen Türen
parkieren. Hat sich der Vormieter nicht 
an die Regeln gehalten, hat man keine 
andere Wahl, als das nächstgelegene
Pick-e-Bike anzusteuern.

Pokern beim Zwischenstopp
Der One-Size-Helm aus dem Körb-

chen sitzt, «Miete starten» auf dem
Handy ist gedrückt, los gehts. Den
Aeschengraben hinunter rollt jedes Velo
mühelos, das heisst noch nichts. Aber
die St.-Jakobs-Strasse entlang in Rich-
tung Joggeli, jetzt auf Stufe drei der
Motorunterstützung, startet das Bike 
durch, man schwimmt im Autoverkehr
locker mit. Das wuchtige Drehmoment 
hilft, das schwere Velo auch auf anstei-
genden Strassenabschnitten rasch in
Fahrt zu bringen. Es ist ein Fest! Lästig
sind eigentlich nur die Velofahrer ohne
Motor auf dem Radstreifen. Dieses Pro-
blem muss diese Stadt noch lösen. 

Pick-e-biken ist nicht nur Spass, son-
dern kann auch Nervenkitzel sein,
pokern: Bei einem Zwischenstopp, zum

Beispiel, um kurz was einkaufen zu
gehen, hat man die Wahl, die Miete zu
beenden oder sie weiterlaufen zu lassen
und das Velo so für andere Nutzer zu
blockieren. Bei 25 Rappen pro Minute 
ohne Fahrspass ist die Entscheidung 
leicht: pokern. Verliert man, geht man
eben zu Fuss bis zum nächsten freien
Velo. Sehr weit ist es selten.

Die 250 Stromer, die ab 14 Jahren
mit einem Mofa-Fahrausweis benützt 
werden dürfen, werden demnächst 
ergänzt mit 60 Elektro-Scootern. Die
Zweisitzer sind bis zu 45 Stundenkilo-
meter schnell und haben eine Reich-
weite von 180 Kilometern. Die Miete
beträgt 35 Rappen pro Stunde. Eben-
falls geplant ist eine Ausdehnung des
Pick-e-Bike-Bereichs auf Riehen und
diverse Verschiebungen des Perimeters,
aufgrund der bisherigen Nutzung und
Nutzer-Wünschen. Wird der Bereich
grösser, braucht es auch mehr Velos. 

Eine unfreiwillige «Anpassung» des 
Fahrzeugparks hat bereits stattgefun-
den. Am 29. Juni postete Pick-e-Bike auf
Facebook: «Bad! Irgendein Vollpfosten
hat eines unserer Velos am Birsköpfli in
den Rhein geworfen – Totalschaden – 
ganz übel.» Das Trostpflaster für die
Pick-e-Bike-Promotoren dabei: Der Van-
dalismus sei das bisher einzige Problem.
Unfälle seien in den ersten zwei Mona-
ten keine zu verzeichnen gewesen, sagt 
Thomas Eglin. Und dank einer aktiven
Community auf den sozialen Medien
und Mund-zu-Mund-Propaganda wer -
de Pick-e-Bike immer bekannter. «Basel
hat auf so ein System gewartet.»
www.pickebike.ch

Frage des Tages
Sind Fahrzeug-Sharing-Angebote eine
echte Alternative zum eigenen Auto?

Spontan und unkompliziert muss eine
Fahrzeugmiete sein. Das zeigt neu auch 
Pick-e-Bike. www.baz.ch

88% Ja
(325)

12% Nein
(44)

Nichts zu melden. Zur Umgestaltung der Bruderholz-Haltestellen haben die Behörden nur informiert.  Foto Daniel Wahl

Leise und kraftvoll. Trotz Drosselung
auf 35 Stundenkilometer machen die
Stromer-E-Bikes Freude.
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Zu den Aussagen der Grossrätin Lisa Mathys und dem Mitwirkungsrecht

Unsinnige SP-Technokratie
Von Serkan Abrecht

Artikel 55 der Bas-
ler Kantons-
verfassung polari-
siert: «Der Staat 
bezieht die 
Quartier-
bevölkerung in
seine Meinungs- 
und Willensbildung 

ein, sofern ihre Belange besonders 
betroffen sind.» Beim Lesen entsteht
der Eindruck, dass die Bevölkerung
jeweils ihre Meinung zu grösseren Bau-
projekten in ihrer unmittelbaren
Umgebung äussern darf, der Kanton
diese respektiert und sie letztlich in 
seine Projektes einfliessen lässt – oder
immerhin versucht, mit der 
Bevölkerung einen Konsens zu finden.
Man geht deshalb davon aus, dass die 
zuständigen Beamten, die von einem
Bauprojekt tangierte Quartier-
bevölkerung mindestens vor der Aus-
führungsphase informieren. 

Dass dem nicht so ist und der Staat
dies auch nicht beabsichtigt, zeigen 
mehrere Beispiele in der Stadt. Unter 
anderem der Disput um die geplante
Abflachung der Trottoirs in der
St.-Alban-Vorstadt. An einer Veranstal-
tung mit rund 75 Quartierbewohnern

im Mai äusserten Personen gegenüber 
den Beamten des Baudepartements
ihre Kritik bezüglich der Umgestaltung.
Unter anderem fürchten sie um ihre
Sicherheit, wenn sie aus ihren Häusern 
treten und gleich auf der Strasse ste-
hen. Zu diesem Streit hat sich nun die
SP-Grossrätin Lisa Mathys gestern in
der BaZ geäussert.

Und dabei zeigt sie unfreiwillig auf,
wo der Kern des Problems beim Mit-
spracherecht liegt, indem sie an die
Staatsgläubigkeit appelliert und damit 
die Technokratie unterstützt. 

So sieht sie im Streit zwischen den 
Anwohnern der Strasse und dem Kan-
ton den Mitwirkungsartikel nicht
betroffen. Mathys behauptet, dass es
sich bei der Veranstaltung zwischen
den Beamten und den Anwohnern gar
nicht um eine Veranstaltung im Rah-
men des Mitwirkungsartikels 55
gehandelt hat, sondern vielmehr um
eine Anwohnerinformation, bei der das
Departement die Umgestaltung

erklärte. Weiter sieht Mathys im Ver-
fassungsartikel die «grosse Schwierig-
keit» darin, dass unzufriedene Leute 
sich naturgemäss erst im Nachhinein 
äussern und während des Verfahrens
schweigen würden. Genau das war bei 
der St.-Alban-Vorstadt der Fall. Aber
nicht, weil die Quartierbevölkerung
sich während des Verfahrens nicht äus-
sern wollte. Nein, weil der Staat über
den geplanten Umbau erst dann infor-
miert hat, als bereits die Bagger auf-
fahren sollten. Der Frust der 
Bevölkerung über die Zuständigen aus
Hans-Peter Wessels’ (SP) Departement 
entlädt sich deshalb erst jetzt, weil man
sie bereits vor vollendete Tatsachen
gestellt hat.

Bevormundung statt Mitsprache
Dieses Szenario ist in Basel, um

Mathys’ Formulierung zu verwenden,
«naturgemäss». Denn es ist doch für
jeden Beamten einfacher, wenn er die
betroffene Bevölkerung bereits vor voll-
endete Tatsachen stellt. Dann protes-
tiert sie zwar, aber sie muss sich letzt-
lich dem Schicksal fügen, das der Staat
für sie bestimmt hat. Das Mitwirkungs-
recht findet Mathys hingegen gar nicht 
so schlecht. Die Bevölkerung solle aber 
lediglich mitreden können, wenn es um
kleine Projekte geht. Zum Beispiel bei

Spielplätzen. Geht es aber um die 
Umgestaltung einer Strasse, die letzt-
lich die Sicherheit der Anwohner
bedroht, haben ebendiese zu schwei-
gen. Mathys, beruflich Parteisekretärin
der SP Baselland und seit Januar im 
Grossen Rat, zeigt mit ihrer Argumen-
tation ihr paternalistisches Denken auf:
Gebt der Bevölkerung ein beschränktes 
Mitspracherecht, damit sie das Gefühl 
bekommt, auch ein wenig mitreden zu 
dürfen, aber lasst die wichtigen Sachen 
den Staat erledigen.

Sie will nun mit einem Vorstoss
erreichen, dass man den Verfassungs-
artikel präzisiert – zum Nachteil der
Bevölkerung und zum Vorteil der
Technokraten beim Kanton, die jeweils
irgendwelche Gesetze vorschieben, um 
nicht mit der Bevölkerung sprechen zu
müssen. Mathys’ Vorhaben ist zwar 
grundfalsch, aber in einem Punkt hat
sie recht: Tatsächlich muss das Mit-
wirkungsrecht konkretisiert werden.
Allerdings so, dass der Staat unter
anderem dazu verpflichtet wird, die 
Bevölkerung proaktiv zu informieren,
wenn er ein Projekt plant, und nicht
erst auf sie zugeht, wenn bereits alles
entschieden ist. Überlässt man bei die-
sem Thema aber Politikern wie Lisa 
Mathys das Feld, sieht es schlecht aus
für die Basler. serkan.abrecht@baz.ch

Sommersprossen

Nummer 16
Die Tür mit dem goldenen E wirkt eher
bescheiden.

Und doch ist hier Geschichte 
geschrieben worden.

Denn die Tür führte einst zu einem 
grossen Adelshaus. Und das E war der 
Anfangsbuchstabe des Adels-
geschlechts der Herren und Damen, die
hier logierten.

Die Adligen haben sich im 13. Jahr-
hundert rund um den Münsterplatz
angesiedelt. Hier lebten sie in ihren
Prunkhöfen, während das Fussvolk
unten längs des Birsigbachs hauste.

Im Palais Nummer 12 – eben dem 
mit dem E – kam es dann auch zu
einem der Tatort-Fälle jener Zeit.

Die hohen Herren vergnügten sich 
als Gäste des Herzogs Leopold bei 
einem Ritterspiel auf der Pfalz. Dies
während der Fasnacht 1376.

Es kam zum Volksaufstand. Einige 
der Begleiter des Herzogs flohen in
Panik – drei von ihnen wurden vom 
wütenden Volk im Haus mit dem E
umgebracht.

Na ja – so ganz Genaues weiss man
nicht. Aber immerhin ist das Geschehen 
als «böse Fasnacht» in die Basler
Annalen eingegangen.

Nun zur Sprossenfrage – in welcher 
vornehmen Basler Gasse findet man
das Haus Nummer 12 mit dem E? 

Wir suchen den zweiten Buch-
staben der Gasse.

Und das ist ein: …
Damit hätten wir das vierte Wort

mit seinen fünf Buchstaben zusammen-
gebracht.

Zum Buchstaben muss man als Sup-
plement noch einen Bindestrich (–)
hinzufügen.

Seids gedankt! -minu

Mit einem E. Wo findet man die Haus-
nummer 12?  Foto Florian Bärtschiger

Verfassungskonform nach Bundesgerichtsrüge
Das Strafgericht Basel-Stadt musste die Verteilung der Gerichtsfälle neu regeln

Von Mischa Hauswirth

Basel. Für den Basler Anwalt Bernhard 
Madörin war die Situation unhaltbar,
weshalb er sich in einer Beschwerde an
die obersten Richter in Lausanne
wandte. «Die aktuelle Situation bei den 
Gerichten Basel-Stadt ist die, dass die
Bestellung der Richter und Spruch-
körper eine relativ offene Sache ist und
die entsprechenden Parteien auch nicht
darüber informiert werden, wie die
Richterbesetzung zustande gekommen 
ist», kritisiert Madörin.

Er prangert fehlende Transparenz
an, doch diese habe der Gesetzgeber 
vorgesehen. Ein sogenannter Richter-
Zustellungs-Entscheid erfolge nicht,
wie das im Strafrecht verlangt werde,
nach klaren Regeln, sondern sei «nicht
nachvollziehbar». Das Hauptproblem
bestehe darin, dass die Vorsteherin der 
Gerichtskanzlei die Gerichte mit meh-
reren Richtern zusammenstelle respek-
tive benenne. Madörin nennt dieses
Vorgehen «richterliche Selbst-
ernennungen», «Ernennung von Rich-
tern durch befangene Richter» und «Bil-
dung der Dreiergerichte nach Gusto»

sowie «keine Trennung in den
Abteilungen».

Für den Basler Anwalt ist das alles 
ein Verstoss gegen die Verfassung.
«Diese Praxis wird von allen Anwälten
toleriert, da es für einen Anwalt mit
erheblichen Rechtsnachteilen ver-
bunden ist, wenn er die Richter-
besetzung rügt.» Dann sei seine nächste
Gerichtsverhandlung mit einem negati-
ven Vorzeichen behaftet, sagt Madörin.
«Man muss sich natürlich auch vor-
stellen, dass die Kanzleivorsteherin in
der Hierarchie relativ weit unten ist und
den Wünschen der Richter gehorchen
muss.» Es komme zu Zusammen-
setzungen der Gerichte, die sich nicht
um eine Urteilsfindung mit harten Dis-
kussionen bemühten, sondern um 
«einen Komfortentscheid der Richter»,
so Madörins Vorwurf.

Der Blick über die Grenze zeige, wie 
rückständig Basel-Stadt bei der Richter-
zuteilung sei, sagt Madörin. In den USA,
in England, Liechtenstein und Spanien
würde ein Verfahren nach einem Sys-
tem der Zufallszuteilung verteilt. «In
Deutschland muss zu Beginn des Ver-
fahrens genau festgelegt werden, wel-

che Richter den Fall behandeln. Sind
die Vorgaben nicht erfüllt, ist das Ver-
fahren nichtig. Die Schweiz ist damit 
hier auf dem Niveau eines Drittwelt-
landes», sagt Madörin 

Nach Rüge Praxis geändert
Das Bundesgericht hat sich auf meh-

reren Seiten mit Madörins Beschwerde
befasst. Auf einige Teile von Madörins
Beschwerde sind die Bundesrichter nicht
eingetreten oder haben die Beschwerde-
punkte abgewiesen. Allerdings stützten
die Richter den Grundsatz, dass eine
Beurteilte oder ein Beurteilter das Recht 
hat zu erfahren, nach welchem Prinzip
die Richterzuteilung erfolgte. Wichtig ist 
den Bundesrichtern vor allem, dass eine
solche Zuteilung als «Akt der Selbstver-
waltung der Justiz erscheint und ins-
besondere nicht dem Einfluss der Exeku-
tive unterliegt». So soll die Unabhängig-
keit der Justiz gewährleistet bleiben.

Eine Zuteilung vornehmen können
auch gerichtsinterne Instanzen. Das 
Bundesgericht sieht hier keine Gefahr
für die Unabhängigkeit. Die Variante 
mit der Kanzlei muss Basel-Stadt jedoch 
aufgeben. «Sowohl einer Gerichts-

kanzlei, aber auch einem Gerichts-
schreiber fehlt diese Unabhängigkeit. 
Darüber hinaus verfügen sie auch nicht
über die demokratische Legitimation»,
hält das Bundesgericht fest.

 «In diesem  Fall bietet eine Gerichts-
kanzlei nicht hinreichend Gewähr für
eine sachliche Handhabung des ein-
geräumten Ermessens.»

Der Bundesgerichtsentscheid hat in 
Basel bereits zu einer Praxisänderung
geführt. «Wir haben zwei Wochen nach 
Zustellung des Urteils eine neue Rege-
lung als Übergangslösung eingeführt», 
sagt Felicitas Lenzinger, Vorsitzende 
der Gerichtspräsidentinnen und
Gerichtspräsidenten am Strafgericht
Basel-Stadt. «Jetzt stellt der oder die für
die Zuteilung der Fälle jährlich alter-
nierend zuständige Präsident oder die
Präsidentin die Spruchkörper aus den 
Richterinnen und Richtern zusammen.» 

Über die Zuteilung werden die Par-
teien mittels einer separaten Verfügung 
informiert. Hat sich der Präsident einen 
Fall selber als Verfahrensleiter zugeteilt,
so muss die Zusammensetzung des
Spruchkörpers durch einen anderen
Präsidenten erfolgen.

Das Basler Appellationsgericht muss
diese neue Regelung jedoch noch 
genehmigen.

Neu kommt eine Verfügung
Es handle sich um eine rein formelle

Änderung, die für den Beurteilten vor 
Gericht keinen Einfluss habe, sagt Len-
zinger. «Es war schon vorher unsere
Praxis, den Parteien mitzuteilen, wer 
das Verfahren leitet und welche Richte-
rinnen und Richter die Spruchkammer
bilden. Gegen die Einsetzung von Rich-
tern konnte auch bisher ein Ausstands-
begehren, zum Beispiel wegen
Befangenheit eines Richters, gestellt
werden.» 

Die wesentlichste Änderung besteht
nun darin, dass die Information, welche
Richterinnen und Richter fürs Ver-
fahren die Spruchkammer bilden, jetzt 
mittels einer speziellen Verfügung 
erfolgt. Lenzinger betont: «Wir haben
immer auf Ausgewogenheit der
Zusammensetzung des Gerichts ge-
achtet.» Es sei noch wichtig zu wissen,
sagt sie, dass das Bundesgericht die bis-
herige Praxis des Strafgerichts in der 
Vergangenheit nie gerügt habe.

Der BaZ-Balken in Grün

Geschwungene Linie. Aufgewachsen ist er in Gelnhausen in der Nähe von 
Frankfurt. Dort hat er eine Lehre als Sport- und Fitnesskaufmann absolviert.
Heute lebt Alexander Palacios (35) in Basel und ist Fotograf. Vieles hat er schon 
vor die Linse geholt. Jetzt ist er auf das für Basel so wichtige Drämmli gekommen. 

In einer Bilderserie inszeniert er das öffentliche Verkehrsmittel als lang gezogene,
dynamische Linie, die sich schwungvoll durch die Stadt zieht, am Botta-Gebäude
oder am Kunstmuseum vorbei. Wäre das Tram nicht grün, sondern rot – es würde 
auf Palacios’ Fotografien wie der BaZ-Balken aussehen. hei  Foto Alexander Palacios

Der Staat soll
verpflichtet werden, 
die Bevölkerung
proaktiv zu informieren.


